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EMPFEHLUNG

betreffend

Verbesserung der grenzüberschreitenden Polizei- und Zollzusammenarbeit 

in der Großregion

 

Nach Informationsbesuchen in dem Gemeinsamen Zentrum der Deutsch-Französischen Polizei- und Zollzusammenarbeit in Kehl am 10. März 2006 und in der Gemeinsamen Stelle der grenzüberschreitenden Polizeizusammenarbeit unter Beteiligung von Luxemburg, Frankreich, Belgien und Deutschland in Luxemburg am 19. Mai 2006 durch die Ad hoc-Kommission „Innere Sicherheit, Katastrophenschutz und Rettungsdienste“ stellt der IPR fest:

Seit dem Wegfall der Binnengrenzkontrollen zwischen den Vertragspartnern des Schengener Abkommens vom 14. Juni 1985 hat die grenzüberschreitende Polizei- und Zollkooperation zentrale Bedeutung für den Schutz der Bevölkerung insbesondere vor Kriminalitätsformen, die vom Wegfall der Binnengrenzen im Schengen-Raum profitieren. 

Der IPR begrüßt deswegen die im Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ) vom 19. Juni 1990 (in Kraft seit dem 26. März 1995) vereinbarten Ausgleichsmaßnahmen für den Wegfall der Binnengrenzkontrollen, insbesondere 

· die gegenseitige polizeiliche Unterstützung und polizeiliche Rechtshilfe (Art. 39),

· die grenzüberschreitende Observation (Art. 40),

· die grenzüberschreitende Nacheile (Art. 41),

· das Schengener Informationssystem (Art. 92 ff.).

Der IPR bekräftigt das Grundprinzip des SDÜ, dass Kriminalität in Grenzräumen nur gemeinsam, d.h. in grenzübergreifender Kooperation bekämpft werden kann.

Der IPR fordert deswegen, dass die auf der Basis des SDÜ geschaffenen Rechtsgrundlagen und zwischenstaatlichen Vereinbarungen zur grenzüberschreitenden Kriminalitätsbekämpfung vor dem Hintergrund des gesamteuropäischen Rechtsrahmens [u.a. EUROPOL-Konvention vom 26. Juli 1995, Einführung des europäischen Haftbefehls am 1. Januar 2004, Artikel K-3 des Vertrags über die Europäische Union, darauf basierend das Übereinkommen über die Zusammenarbeit der Zollverwaltungen vom 18. Dezember 1997 (Neapel-II-Abkommen)] zur Fahndung und zum Informationsaustausch zum Zweck der Kriminalitätsbekämpfung und zur Abwehr terroristischer Bedrohung weiterentwickelt und anhand neuer Erkenntnisse und Erfahrungen regelmäßig evaluiert und stetig verbessert werden.

Der IPR hält die informationelle Unterstützung und Koordination der operativen Polizeikooperation von Gemeinsamen Zentren aus und deren fortschreitende Spezialisierung durch umfassende Nutzung schneller und zuverlässiger Informationen zur Rekonstruktion von Zusammenhängen, Schnittmengen und Abläufen für zukunftsweisend für die Kriminalitätsbekämpfung im größer werdenden Europa und im Kontext zunehmend globalisierter Bedrohungsszenarien: neue Verträge und die Weiterentwicklung bestehender Verträge müssen die Qualität der Kooperation den steigenden Anforderungen anpassen und zukunftssicher fortschreiben.

Der IPR verweist beispielhaft auf den Deutsch-Schweizer Vertrag über die grenzüberschreitende polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit vom 27. April 1999 als „Mustervertrag“ für die transnationale Polizeikooperation, der die Polizeikräfte beider Länder einander weitgehend gleichstellt: beide können auf dem jeweiligen Staatsgebiet des Vertragspartners nahezu ungehindert operieren.

Der IPR verweist aktuell auf den Prümer Vertrag zwischen Belgien, den Niederlanden, Luxemburg, Frankreich, Deutschland, Österreich und Spanien vom 27. Mai 2005 über die Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung des Terrorismus, der grenzüberschreitenden Kriminalität und der illegalen Migration, der für die Vertragspartner verbesserte Bedingungen schafft für den automatisierten Abruf von daktyloskopischen Daten (Art. 9), für den automatisierten Abruf und Abgleich von DNA-Identifizierungsmustern (Art. 3 u. 4) sowie für den automatisierten Abruf von Daten aus den nationalen Fahrzeugregistern (Art. 12).

Der IPR bewertet die in dem Gemeinsamen Zentrum der Deutsch-Französischen Polizei- und Zollzusammenarbeit in Kehl und die in der neuartigen Gemeinsamen Stelle der Grenzüberschreitenden Polizeizusammenarbeit unter Vier-Nationen-Beteiligung seitens des Großherzogtums Luxemburg, der Republik Frankreich, der Bundesrepublik Deutschland und des Königreichs Belgien geleistete Arbeit als nachhaltigen und für die Kriminalitätsbekämpfung im größer werdenden und seine Zusammenarbeit weiter vertiefenden Europa Maßstäbe setzenden Erfolg.

Insbesondere sieht sich der IPR in dieser Bewertung bestätigt durch die kontinuierlich zunehmenden Informationsersuche gegenüber beiden Stellen:

So hat das auf der Rechtsgrundlage des Mondorfer Abkommens arbeitende Gemeinsame Zentrum in Kehl seit Beginn seiner Arbeit im Jahre 1997  66.500 Anfragen aus Deutschland und Frankreich, derzeit mehr als 13.000 pro Jahr, erhalten, die zu 140.000 Überprüfungen von Dateien allein im Jahre 2005 geführt hatten; 

so hat die Gemeinsame Stelle in Luxemburg im Zeitraum seit ihrer Inbetriebnahme im Jahre 2003 bis zum Jahre 2005 insgesamt 121.641 Auskunftsersuchen bearbeitet, derzeit jährlich mehr als 50.000!

Der IPR setzt sich dafür ein, dass das in Bad Mondorf geschlossene Abkommen zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik über die Zusammenarbeit der Polizei- und Zollbehörden im Grenzgebiet vom 9. Oktober 1997 (in Kraft seit dem 1. April 2000) mit folgenden Hauptzielen weiterentwickelt und zeitnah abgeschlossen wird:

· Ausbau und Vereinfachung der polizeilichen Rechtshilfe insbesondere des autorisierten diagonalen Geschäftsverkehrs zwischen Polizei- und Justizbehörden und der Möglichkeit zur Beantragung und Durchführung grenzüberschreitender Zwangsmaßnahmen bei Gefahr im Verzug,

· Verbesserung und Vereinfachung der Bedingungen für die grenzüberschreitende Observation und Nacheile auch zu Wasser und in der Luft sowie ein mit den Vertragspartnern abgestimmtes Festhalterecht nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit,

· Vereinfachung der rechtlichen Voraussetzungen für den grenzüberschreitenden Einsatz verdeckter Ermittler im Eilfall sowie auch ohne zwingende vorherige Zustimmung des betroffenen Staates,

· Schaffung rechtlicher Vereinfachungen für die Einrichtung bi- oder international besetzter Ermittlungsgruppen (Gemeinsame Ermittlungsgruppen im Sinne des Artikels 13 – Europäisches Rechtshilfeübereinkommen – EURhÜbk), für deren grenzüberschreitendes Tätigwerden und diesbezüglich auf Ebene der Landesjustizverwaltungen übertragene Bewilligungsbefugnisse

· und durch Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung der Sprachenkompetenz der Polizei- und Zollbehörden zum Zwecke besserer Systemkenntnis und zur fachlichen Unterstützung im Grenzraum z.B. durch verbindliche Hospitationsempfehlungen und durch Zuweisungen sprachkundiger Beamter der Gendarmerie und Police Nationale auf größere grenznahe Dienststellen in den Bundesländern Baden-Württemberg, Saarland und Rheinland-Pfalz und umgekehrt von Beamten der deutschen Schutz- und Kriminalpolizei auf Dienststellen der Grenzdepartements in Frankreich.

Bezüglich der Luxemburger Gemeinsamen Stelle tritt der IPR dafür ein, deren bisherige Vertragssäulen:

· den Vertrag zwischen dem Großherzogtum Luxemburg und der Republik Frankreich vom 15. Oktober 2001 und 

· den trinationalen Vertrag zwischen Luxemburg, Belgien und Deutschland vom 25. Februar 2003 

in dem seit 2003 diskutierten sog. quattrolateralen Vertrag baldmöglichst zusammenzufassen, um diesem europaweit einzigartigen Kooperationsprojekt aller vier in Luxemburg jetzt schon vereint arbeitenden Nationen eine rechts​sichere Kooperation auf der Grundlage eines einzigen gemeinsamen Vertrages zu ermöglichen.

Der IPR regt an, in die Überlegungen zur optimalen Aufteilung der Operations- und Ermittlungsräume zwischen Kehl und Luxemburg die Tatsache mit einzubeziehen, dass das Departement Bas-Rhin eine Schnittmenge darstellt, die die Zuständigkeiten beider Stellen gleichermaßen betreffen kann, so dass die derzeitige praxisferne Trennung überwunden werden muss.

Desgleichen hält es der IPR für sachlich geboten, dass über die Polizeipräsidien Rheinpfalz in Ludwigshafen, Westpfalz in Kaiserslautern und Trier die Präsidialbereiche Koblenz und Mainz und damit das gesamte Staatsgebiet von Rheinland-Pfalz als Einzugsbereich des zukünftigen Gemeinsamen Zentrums im derzeit verhandelten „Vier-Länder-Vertrag“ festgeschrieben wird. 

Der IPR fordert die Verhandlungspartner des Vertrages insgleichen auf, den jetzt schon in Kehl mit großem Erfolg und konkretem Mehrwert an innerer Sicherheit für die Bevölkerung des Einzugsbereichs praktizierten 24-Stunden-Dienst im quattrolateralen Vertragswerk für das Gemeinsame Zentrum in Luxemburg zu statuieren und mit dem so erreichten Mehrwert an Sicherheit das Vertrauen der Bevölkerung der Großregion in die Effizienz der interregionalen und internationalen Polizeikooperation weiter zu festigen.

Ausgehend davon, dass die bilateralen Polizeiabkommen mit Frankreich und Luxemburg für die gemeinsamen Grenzbereiche nicht mehr zeitgemäß sind und dringend einer Neu​gestaltung bedürfen, begrüßt der IPR die aktuellen Bund-Länderinitiativen und alle Anstrengungen zur konsequenten Fortsetzung der Neuverhandlungen dieser wesentlichen bilateralen Kooperationsvereinbarungen zwischen Deutschland und Luxemburg sowie Deutschland und Frankreich, die für die Region und unabhängig von gemeinsamen Zentren eine neue Qualität der grenzüberschreitenden Kooperation ermöglichen werden.









Mainz, den 30. Juni 2006
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